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zu Unsicherheiten unter Planern.
Das hält BIM-Experte Münzner al-
lerdings nicht für problematisch.
„Sämtliche Planungsschnittstellen,
sämtliche Programme sind mit
Schnittstellen ausgestattet, es funk-
tioniert – wenn auch nicht immer
gleich auf Knopfdruck. Man muss
schon ein wenig IT-Know-how in
die Sache reinstecken.“

„Öffentliche Hand muss
als großer Bauherr vorangehen“

Druck kommt auch vonseiten des
Bundes. Der will das digitale Planen
und Bauen bundesweit zum Stan-
dard machen, wie Alexander Do-
brindt (CSU), Minister für Verkehr
und digitale Infrastruktur, ange-
kündigt hat. „Die öffentliche Hand
muss dabei als großer Bauherr vo-
rangehen und den Kulturwandel
treiben“, sagt er. Dobrindt hat einen
Stufenplan vorgestellt, der die Ein-
führung von BIM in drei Schritten
vorsieht: Nach einer Vorbereitungs-
phase bis 2017 und einer Pilotphase
bis 2020 soll BIM ab 2020 bei allen
neu zu planenden Projekten seines
Ministeriums eingesetzt werden.
Zuvor werden die dafür erforderli-
chen rechtlichen und technischen
Rahmenbedingungen geschaffen
und Standards festgelegt.

Das ist auch nötig. Denn viele
rechtliche Fragen sind im Zug der
BIM-Einführung noch ungeklärt.
„Sollten Auftraggeber bei Aus-
schreibungen vorschreiben, dass
BIM einzusetzen ist, stellt sich die
Frage, ob das so legitim ist“, sagt
Projektsteuerer Bürk.

Darf etwa eine Stadt in einem Pla-
nungswettbewerb oder einer Aus-
schreibung BIM vorschreiben?
Marktteilnehmer könnten dies als
Wettbewerbseinschränkung be-
trachten und beanstanden, dass
BIM noch nicht so weit verbreitet
sei, weil die Methode noch zu jung
ist. „Das muss der Gesetzgeber im
Wettbewerbsrecht klarstellen“, for-
dert Bürk. Aber auch im Bauver-
tragsrecht ebenso wie bezüglich der
Honorarordnung für Architekten
und Ingenieure gebe es noch viel
Klärungsbedarf.

hersteller versuchen derzeit, relativ
teure BIM-Softwarepakete an den
Mann zu bringen.“ Eine Lizenz für
ein Büro – ohne einzelne Arbeits-
platzlizenzen – könne 10 000 Euro
kosten, sagt er.

Steigen die Kosten, werden Bau-
herren aber fragen, ob sich BIM
lohnt. „Aufzuzeigen, was man mit
BIM in Projekten einspart, dürfte für
die Büros jedoch schwierig sein“,
sagt Bürk. „Niemand führt Projekte
zweimal durch: einmal mit, einmal
ohne BIM.“ Er vermutet, dass sich
im Hinblick auf BIM „eine Zweiklas-
sengesellschaft“ etablieren könnte.
„Die einen werden die neuen Tools
nutzen. Die anderen nicht. Dafür
werden sie ihre Leistungen güns-
tigster anbieten.“

Auch, ob die Software kompatibel
mit anderen Schnittstellen ist, führt

Digitale Bauplanung Viele Fragen sind aus Sicht der
Ingenieure noch ungeklärt

Politik und Bauindustrie treiben
die Planungsmethode „Building
Information Modeling“ voran.
Bei vielen Ingenieur- und Archi-
tekturbüros stößt das neue In-
strument jedoch auf Skepsis.
Wichtige rechtliche Fragen sind
noch ungeklärt.

Von Wolfgang Leja

STUTTGART. Building Information
Modeling (BIM), das Planung, Bau
und Betrieb von Gebäuden auf Basis
von digitalen Gebäudemodellen er-
möglichen soll, ist auf die Bedürf-
nisse der kleinteiligen und speziali-
sierten deutschen Planerlandschaft
noch nicht ausreichend ausgerich-
tet. Darauf weist die Ingenieurkam-
mer Baden-Württemberg hin, die
am Donnerstag zusammen mit wei-
teren Kammern zu einem Symposi-
um geladen hatte.

Bei den Ingenieuren sieht man
die Gefahr, dass Planungsgesell-
schaften und Bauherren sich lang-
fristig nur noch solche Partner su-
chen, die sich für ein Arbeiten in ei-
ner BIM-Umgebung gerüstet ha-
ben. Gerade für kleine und mittlere
Planungsbüros sei es daher wichtig,
sich mit dem Thema zu befassen.

Eine Hürde für BIM ist, zuvor
die Mitarbeiter zu qualifizieren

„BIM wird mehr und mehr auch für
kleine Büros relevant. Nur unter
Verwendung dieser Planungsme-
thode werden die Büros künftig am
Markt wirtschaftlich agieren kön-
nen“, schätzt Hinrich Münzner,
stellvertretender Vorsitzender der
Fachgruppe BIM der Ingenieur-
kammer. Münzner sieht die anfäng-
liche Skepsis unter den Ingenieuren
allmählich schwinden. „Das klingt
heute schon viel positiver“, so seine
Beobachtung.

Zu den Kritikpunkten gerade klei-
ner Planungsbüros gehören die mit
der Einführung der Planungsme-
thode verbundenen Kosten. Münz-
ner zufolge fallen diese aber nicht so
sehr ins Gewicht. „Das ist anders als

in den 90er-Jahren, als die CAD-
Technik eingeführt wurde“, sagt er.
Damals mussten die Büros sehr teu-
re Hardware wie große Rechner,
Bildschirme und Software anschaf-
fen. Dagegen werde die für BIM not-
wendige Software gemietet, die
Rechnerkapazität sei heute in der
Regel in den Büros bereits vorhan-

den. Mögliche Hürden sieht Münz-
ner eher darin, die Mitarbeiter zu
qualifizieren. Und bei kleinen Büros
müsse sich auch der Geschäftsfüh-
rer intensiv damit beschäftigen.

Anders sieht das der Immobilien-
ökonom Christian Bürk von den
Projektsteuerern von Ad-Juvo aus
Nürtingen: „Führende Software-

Planer zwischen Begeisterung und Skepsis: Digitale Methoden wie BIM verändern die Planungsprozesse tiefgreifend. FOTO: DPA

Vertragliche Rahmenbedingungen fehlen

Bislang gibt es noch keine verbindlichen
Richtlinien, die die vertraglichen Rah-
menbedingungen zwischen allen Betei-
ligten regeln. Planer halten dies aber für
erforderlich. Denn bei BIM werden von
allen am Bauprozess Beteiligten die für
das Bauen benötigten Informationen
wie Zeichnungen, Materialeigenschaf-

ten, technische Ausrüstungen, Ablauf-
planungen in ein computergestütztes
3-D-Modell eingestellt, welches dann
dem Bauherrn übergeben wird. Da stellt
sich die Frage nach der Haftung, wenn
viele Akteure in den Plänen arbeiten,
ebenso wie, wer am Ende für den Plan
verantwortlich zeichnet.

Händler nutzen gesetzliche Spielräume kaum,
um ihre Geschäftsquartiere zu entwickeln
Kammern und Handel weisen auf Chancen von Privatinitiativen hin

STUTTGART. Seit über einem Jahr
ist das Gesetz zur Stärkung der
Quartiersentwicklung durch Privat-
initiativen (GQP) in Kraft. Es soll
Grundstückseigentümer und Ge-
werbetreibende in die Lage verset-
zen, Maßnahmen in Eigenregie um-
zusetzen, um das eigene Quartier
aufzuwerten. Dabei müssen sie sich
alle an den Kosten beteiligen.

Doch Erfolge sind noch keine
sichtbar. Beim Ministerium für Fi-
nanzen und Wirtschaft hält man
eine Bilanz für verfrüht. „Es gibt
Kommunen, in denen es Bewegung
gibt“, sagt eine Sprecherin. Konkre-
te Beispiele gebe es aber noch
nicht, dafür sei das Gesetz noch
nicht so lange in Kraft. Und die Ak-
teure müssten sich erst finden.

Wirtschaft erwartet Unterstützung
von Städten und Kommunen

Der Baden-Württembergische In-
dustrie- und Handelskammertag
hat sich nun an Grundeigentümer
und Gewerbetreibende gewendet,
die Möglichkeiten dieses Gesetzes
zu nutzen. „Das Instrument bietet
eine große Chance, denn die Betrof-
fenen in einem Viertel wissen am
besten, mit welchen Maßnahmen
sie ihr Quartier weiterentwickeln
können“, sagt Peter Jany, Hauptge-
schäftsführer der für Handelsfragen

im BWIHK federführenden IHK Bo-
densee-Oberschwaben. Jany zufol-
ge sollten Städte und Kommunen
private Initiativen aktiv unterstüt-
zen. Mit dem Projektfonds der
Städtebauförderung verfügten sie
zudem über ein Instrument, sich fi-
nanziell zu beteiligen.

Die „Spielregeln“ des GQP sind
allerdings komplex, räumen die Ex-
perten beim BWIHK ein. Sie haben
daher zusammen mit Handel und
Ministerium einen Leitfaden er-
stellt, der Interessierten erläutern

soll, wie solche Aufwertungsberei-
che organisiert werden können.

Im Bundesgebiet sind zwischen-
zeitlich über 30 private Initiativen
umgesetzt worden, so die IHK Bo-
densee-Oberschwaben. „Das zeigt,
dass innerstädtische Quartiere
durchaus von Eigentümergemein-
schaften weiterentwickelt werden
können“, sagt deren Experte Bern-
hard Nattermann. „Die Herausfor-
derung liegt darin, einen Maßnah-
men- und Finanzierungsplan auf-
zustellen und eine ausreichende

Mehrheit der Eigentümer davon zu
überzeugen.“ Zudem müssten die
kommunalen Gremien und die
Verwaltung mitziehen.

Erlebnisreiche Innenstädte gegen
die Konkurrenz aus dem Internet

Nach ansicht des Handelsverbands
Nordbaden in Mannheim könnte
das Instrument dem vom Struktur-
wandel betroffenen stationären
Handel helfen. „Gegen die Konkur-
renz aus dem Internet gilt es, erleb-
nisreiche Innenstädte zu schaffen
und zu erhalten“, sagt Verbandsge-
schäftsführer Swen Rubel. „Davon
profitieren nicht nur die Akteure
unmittelbar im Quartier, sondern
auch die Kommune selbst.“ Denn
die den Kommunen zur Verfügung
stehenden Finanzmittel würden
kaum noch ausreichen, um Projek-
te zur (Re-) Vitalisierung von Quar-
tieren und Stadtteilzentren zu reali-
sieren, so Rubel. Andererseits dürf-
ten derartige Initiativen auch nicht
dazu führen, dass sich die Kommu-
nen aus ihrer Verantwortung zu-
rückziehen, warnt er. (leja)

Bodenbelagsarbeiten: Grundeigentümer und Gewerbetreibende nutzen bislang die
gesetzlichen Möglichkeiten nicht, in Eigenregie ihr Quartier aufzuwerten. FOTO: DPA

MEHR ZUM THEMA
Der Leitfaden zur Quartiersentwicklung
kann angefordert werden unter:
www.bw.ihk.de

Wirtschaftlichkeit
von ÖPP-Vorhaben
prüfen
BERLIN. Die Plattform für Öffent-
lich-Private Bauvorhaben „Part-
nerschaften Deutschland“ hat
eine Studie zu Wirtschaftlichkeits-
untersuchung solcher Vorhaben
vorgelegt. Öffentlichen Maßnah-
menträgern stehen mittlerweile
umfassende Instrumente zur Ver-
fügung, die Wirtschaftlichkeit von
finanzwirksamen Maßnahmen zu
prüfen, heißt es darin.

Die Autoren haben in der Studie
Hinweise und Anleitungen für die
Durchführung von Wirtschaftlich-
keitsuntersuchungen sowohl im
Hochbau als auch im Bereich IT
und Dienstleistungen erarbeitet.

Hierzu gehören Orientierungs-
hilfen und Checklisten für die Her-
leitung und Bewertung pauschaler
Zu- und Abschläge im Rahmen der
vorläufigen Wirtschaftlichkeits-
untersuchung, Empfehlungen zur
Weiterentwicklung von Kosten-
kennzahlen für den Gebäudebe-
trieb öffentlicher Liegenschaften
sowie Empfehlungen zur systema-
tischen Entwicklung von ÖPP-
Kostenkennzahlen. (sta)

MEHR ZUM THEMA
Informationen zu
Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen für
Öffentlich-Private Partnerschaften
unter:
www.partnerschaften-deutschland.
de/index.php?id=639

Vonovia scheitert
mit feindlicher
Übernahme
BERLIN/STUTTGART. Das Über-
nahmeangebot von Deutschlands
größtem Wohnungskonzern Von-
ovia an die Aktionäre der Deutsche
Wohnen ist gescheitert. Vonovia
konnte nicht genug Anleger von
der Offerte überzeugen. Die Min-
destannahmeschwelle von 50 Pro-
zent des Aktienkapitals wurde
deutlich verfehlt. „Wir haben nicht
die erforderliche Anzahl Aktien für
eine erfolgreiche Übernahme an-
gedient bekommen“, stellte Rolf
Buch, Geschäftsführer von Von-
ovia, fest. Am Ende wurden gerade
einmal 30 Prozent der Deutsche-
Wohnen-Aktien angedient.

Mit 14 Milliarden Euro wäre es
die größte Übernahme gewesen,
die es hierzulande auf dem Woh-
nungsmarkt je gegeben hätte.
Vonovia betreibt bundesweit
370 000 Wohnungen. Die weitere
Konsolidierung des deutschen
Wohnungsmarktes ist damit vor-
erst beendet.

Das Management von Deutsche
Wohnen in Berlin, das sich seit Ok-
tober vehement gegen den Über-
nahmeversuch zur Wehr gesetzt
hatte, zeigte sich erleichtert. „Wir
freuen uns und bedanken uns bei
unseren Aktionären, Mitarbeitern
und Mietern für die Unterstüt-
zung“, erklärte Vorstandschef Mi-
chael Zahn. „Unsere Argumente
gegen die Transaktion haben den
Markt überzeugt.“ (leja)

Kurz notiert

Heideldruck
mit kleinem Gewinn

HEIDELBERG. Heidelberger
Druckmaschinen erwirtschaftet
nach verlustreichen Krisenzeiten
im dritten Geschäftsquartal von
Oktober bis Dezember 2015 einen
leichten Gewinn von sieben Mil-
lionen Euro. Ein Grund sei der
schwache Euro, teilte das Unter-
nehmen mit. In den drei Quartalen
des Geschäftsjahrs 2015/16 zu-
sammen, ergibt sich allerdings ein
Verlust von sieben Millionen Euro.
Im Vorjahreszeitraum lag der Ver-
lust bei 95 Millionen Euro. (sta)

Sparkassenversicherung mit
hohen Unwetterschäden

STUTTGART. Unwetter haben
2015 zu einem Anstieg der Scha-
denaufwendungen der Sparkas-
senversicherung geführt. Für
Schäden zahlte sie 110,1 Millionen
Euro aus, wie die Versicherung
mitteilte. Das waren 46,4 Prozent
mehr als im Vorjahr – 2014 war ei-
nes der schadenärmsten Jahre der
Sparkassenversicherung. (sta)

Porsche lehnt Kaufprämien
für Elektroautos ab

STUTTGART. Porsche-Chef Oli-
ver Blume lehnt Überlegungen für
eine Elektroauto-Kaufprämie von
5000 Euro ab. Der Fokus müsse auf
dem Ausbau der Lade-Infrastruk-
tur liegen, dies wären nachhaltige-
re Investitionen, sagte er. Die VW-
Tochter will bis Ende dieses Jahr-
zehnts einen Elektro-Sportwagen
auf den Markt bringen. (sta)

Die fehlende Lade-Infrastruktur ist für
das Elektroauto noch ein Engpass. FOTO: DPA
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